
 

 

Musikinstrumentenversicherung  
(AVB MI 2023) 

 
Versicherer: astra Versicherung AG 
Dudenstraße 46, 68167 Mannheim 

1. Inhalt der Versicherung 
1.1 Der Versicherer haftet innerhalb und außerhalb des Wohnsitzes des Ver- 
sicherungsnehmers für Beschädigung oder Verlust eines im Versicherungs- 
schein beschriebenen (einschließlich Wertangabe) versicherten Gegenstan- 
des einschließlich des Zubehörs. Im Versicherungsschutz sind auch Schäden 
an Noten enthalten. 
1.2 Die Versicherung erstreckt sich auf Schäden, entstanden durch: 
Umstoßen oder Herunterfallen durch Unachtsamkeit, Beschädigung durch 
Dritte, Transport, Transportmittelunfall, Diebstahl, Veruntreuung, Un- 
terschlagung, Raub, räuberische Erpressung, Vertauschen, Brand, Blitz, Ex- 
plosion, Wasser und elementare Ereignisse. 
1.3 Die Versicherung erstreckt sich ununterbrochen auf diejenige Zeit, wäh- 
rend der der versicherte Gegenstand sich im Gebrauch, auf dem Transport 
oder in zeitweiser Ruhe befindet. Auf Ziffer 3.2.4 wird hingewiesen. Versiche- 
rungsschutz besteht, wenn der versicherte Gegenstand in einem Raum eines 
bewohnten festen Gebäudes aufbewahrt wird. 
Befindet sich der versicherte Gegenstand in zeitweiser Ruhe und ist er nicht 
beaufsichtigt, besteht Versicherungsschutz nur in einem dafür geeigneten, 
verschlossenen Raum. Handelt es sich hierbei um einen Proberaum, besteht 
kein Versicherungsschutz. 
Nicht versicherbar sind beruflich genutzte Musikinstrumente von Rock- oder 
vergleichbaren Bands im Rahmen von Live-Auftritten. 
1.4 Der Versicherungsschutz gilt auch dann, wenn der versicherte Gegen- 
stand dritten Personen zur Benutzung oder in Gewahrsam übergeben wird: 
in solchen Fällen dürfen diese dritten Personen jedoch nicht von den ihnen 
laut Bürgerlichem Gesetzbuch obliegenden Pflichten befreit werden. Bei ei- 
ner Übergabe an einen Dritten von mehr als 1 Monat ist Ziffer 10.8 zu beach- 
ten. 
1.5 Die Versicherung gilt für Versicherungsfälle weltweit. 

 

2. Entschädigungsgrenzen und Leihgebühr 
2.1 Der Versicherer leistet nach Eintritt des Versicherungsfalles Ersatz bis zur 
Höhe des Versicherungswertes (siehe Ziffern 9.1 u. 9.2 AVB MI 2022). Die Er- 
satzleistung einschließlich Aufwendungen zur Abwendung und Minderung 
des Schadens (siehe Ziff. 9.2 AVB MI 2022) und einschließlich des Zubehörs 
ist auf insgesamt 10.000,- Euro je Schadenfall begrenzt, die Ersatzleistung für 
Noten auf 1000,- Euro. Eine Anrechnung der Ersatzleistung für Noten auf die 
Ersatzleistung der anderen versicherten Gegenstände findet nicht statt. 
2.2 Liegt ein bedingungsgemäß versicherter Versicherungsfall vor, ersetzt der 
Versicherer die Kosten eines dem versicherten Gegenstand entsprechenden 
Leihinstrumentes bis zu maximal 1000,- Euro. Eine Anrechnung auf die Er- 
satzleistung der versicherten Gegenstände findet nicht statt. 

 

3. Ausgeschlossene Schäden und Gefahren 
3.1 Ausgeschlossen sind die Gefahren 
3.1.1 des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher Ereignisse und solche, 
die sich unabhängig vom Kriegszustand aus der feindlichen Verwendung von 
Kriegswerkzeugen sowie aus dem Vorhandensein von Kriegswerkzeugen als 
Folge einer dieser Gefahren ergeben; 
3.1.2 von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, terroristischen oder politi- 
schen Gewalthandlungen, unabhängig von der Anzahl der daran beteiligten 
Personen, Aufruhr und sonstigen bürgerlichen Unruhen; 
3.1.3 der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger Eingriffe von hoher 
Hand; 
3.1.4 aus der Verwendung von chemischen, biologischen, biochemischen 
Substanzen oder elektromagnetischen Wellen als Waffen mit gemeingefähr- 
licher Wirkung, und zwar ohne Rücksicht auf sonstige mitwirkende Ursachen; 
3.1.5 der Kernenergie oder sonstiger ionisierender Strahlung. 
3.2 Ausgeschlossen sind Schäden und Verluste, welche 
3.2.1 vorsätzlich von dem Versicherungsnehmer oder Versicherten mit sei- 
nem bzw. mit deren Wissen von einer anderen Person herbeigeführt sind; 
führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall grob fahrlässig herbei, 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver- 
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
3.2.2 unmittelbar oder mittelbar auf Mängel zurückzuführen sind, die bereits 
bei Versicherungsabschluss vorhanden waren; 
3.2.3 von Familienangehörigen durch mut- oder böswillige Beschädigung, 
Untreue oder Diebstahl herbeigeführt werden; 
3.2.4 infolge von Diebstahl oder Einbruchdiebstahl aus Kraftfahrzeugen, so- 
wie durch Diebstahl des Kraftfahrzeugs selbst herbeigeführt werden, wenn 
der Diebstahl oder der Einbruchdiebstahl zwischen 24.00 Uhr und 6.00 Uhr 

eingetreten ist und sich das Kraftfahrzeug nicht in einer abgeschlossenen Ein- 
zelgarage befindet. 
3.2.5 infolge von Witterungseinflüssen, zu hohem oder zu niedrigem Feuch- 
tigkeitsgehalt der Luft, Luftdruck- oder Temperatureinflüssen sowie durch 
Einwirkungen von Licht und Strahlen herbeigeführt werden; 
3.2.6 durch Leimlösungen, geplatzte Felle oder gerissene Saiten herbeige- 
führt werden sowie Schramm- und Lackschäden; 
3.2.7 durch gewöhnliche Abnutzung, Entwertung oder Wertminderung ent- 
stehen; 
3.2.8 durch Stehen- oder Liegenlassen, Vergessen und Verlieren entstehen; 
3.2.9 innere Schäden und Defekte (z. B. Nichtfunktionieren, Kurzschluss, 
Überspannung und Induktion) sowie Röhren- und Fadenbruch an Sound- 
Equipment (elektrische oder elektronische Instrumente, Übertragungs-, Ver- 
stärker-, Zusatz- oder sonstige Geräte, einschl. Zubehör wie Lautsprecher, 
Mikrofone, Kabel usw.). Diese Schäden werden jedoch ersetzt, wenn sie ver- 
ursacht worden sind durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Leitungs- 
wasser, höhere Gewalt, Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub, räuberische Er- 
pressung oder Unfall. Ebenso werden Brand- oder Explosionsschäden ersetzt, 
die als Folge von inneren Schäden, Defekten und Röhren- oder Fadenbruch 
eintreten; 
3.2.10 Schäden durch Diebstahl oder Einbruchdiebstahl aus Anhängern oder 
Wassersportfahrzeugen oder durch Diebstahl des Anhängers oder des Was- 
sersportfahrzeuges selbst; 
3.2.11 Schäden durch Bearbeitung, Reinigung, Reparatur und Restaurierung 
in einem Fachbetrieb; 
3.3 Soweit nicht feststellbar, ob eine dieser Ursachen vorliegt, entscheidet 
die überwiegende Wahrscheinlichkeit. 

 

4. Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt mit dem im Versicherungsschein bezeich- 
neten Zeitpunkt (Versicherungsbeginn), jedoch nicht vor Abschluss des Ver- 
sicherungsvertrages (insbesondere Zugang des Versicherungsscheines oder 
einer schriftlichen Annahmeerklärung). Für Versicherungsfälle, die vor Be- 
ginn des Versicherungsschutzes eingetreten sind, wird nicht geleistet. 

 

5. Abschluss und Dauer der Versicherung 
5.1 Der Versicherungsvertrag kommt mit der Annahme des Antrags zustande. 
Maßgebend für die Vertragsanbahnung ist das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland. 
5.2 Die Dauer der Versicherung beläuft sich auf 12 Monate ab Beginn und 
verlängert sich um je 12 Monate, wenn diese nicht mit einer Frist von 1 Mo- 
nat zum Ende der Vertragsdauer gekündigt wird. 

 

6. Kündigung nach Versicherungsfall 
Nach Eintritt eines Versicherungsfalles können beide Parteien den Versiche- 
rungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss 
spätestens einen Monat nach dem Abschluss der Verhandlungen über die 
Entschädigung zugehen. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem 
Monat einzuhalten. Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er bestim- 
men, dass seine Kündigung sofort oder zu einem späteren Zeitpunkt wirksam 
wird, jedoch spätestens zum Schluss der laufenden Versicherungsperiode. 

 

7. Beitrag 
7.1 Die Höhe des Beitrags kann dem Versicherungsschein entnommen wer- 
den. 
7.2 Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer. 
7.3 Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach Ablauf von zwei 
Wochen nach Zugang des Versicherungsscheines zu zahlen, bei einem späte- 
ren Beginn zu dessen Zeitpunkt. 
7.4 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs- 
schutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer auf diese 
Rechtsfolge deutlich aufmerksam gemacht wurde und er die Nichtzahlung zu 
vertreten hat. 
7.5 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn der 
Versicherungsnehmer weist nach, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat. 
7.6 Folgebeiträge sind zu Beginn des Verlängerungszeitraums fällig. Wird ein 
Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne 
Mahnung in Verzug, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer die verspä- 
tete Zahlung nicht zu vertreten haben. Der Versicherer wird den Versiche- 
rungsnehmer auf Kosten des Versicherungsnehmers in Textform zur Zahlung 
auffordern und dem Versicherungsnehmer eine Zahlungsfrist von mindes- 
tens zwei Wochen setzen. Diese Fristsetzung ist nur wirksam, wenn der Ver- 
sicherer darin die rückständigen Beträge des Beitrags sowie die Zinsen und 



 

 

Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die mit dem Frist- 
ablauf verbunden sind. Die Mahnkosten betragen für jede Mahnung 2,50 
Euro. Dem Versicherungsnehmer bleibt der Nachweis eines geringeren oder 
gar keinen Schadens beim Versicherer vorbehalten. Darüber hinaus können 
Verzugszinsen und die von Dritten in Rechnung gestellten Kosten und Gebüh- 
ren (z.B. Rückläufergebühren, Gerichtskosten) erhoben werden. 
7.7 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit 
der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Ver- 
sicherungsschutz, wenn sie mit der Zahlungsaufforderung darauf hingewie- 
sen wurde. 
7.8 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit 
der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung ei- 
ner Frist kündigen, wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer mit der 
Zahlungsaufforderung darauf hingewiesen hat. Hat der Versicherer gekün- 
digt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den 
angemahnten Beitrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die 
zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, be- 
steht jedoch kein Versicherungsschutz 
7.9 Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zah- 
lung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen werden 
kann und kein Widerspruch erfolgt. 
7.10 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer nur An- 
spruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in welchem 
Versicherungsschutz bestanden hat. Wird das Versicherungsverhältnis aber 
durch Rücktritt wegen einer Anzeigepflichtverletzung oder durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, steht dem Versiche- 
rer die Prämie bis zum Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungser- 
klärung zu. 

 

8. Anzeigepflicht und Gefahrerhöhung 
 

Anzeigepflicht 
8.1 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung 
dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach de- 
nen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Entschluss des 
Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflich- 
tet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versi- 
cherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des 
Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem ver- 
einbarten Inhalt abzuschließen. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlos- 
sen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versi- 
cherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis ge- 
habt oder dies arglistig verschwiegen. 
8.2 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Um- 
ständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag zurückzu- 
treten. 
8.2.1 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsneh- 
mer nachweist, dass er die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 
8.2.2 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verlet- 
zung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungsnehmer nach- 
weist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig- 
ten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 
8.2.3 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Tritt der Versi- 
cherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den Versicherungs- 
schutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung 
ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 
Dem Versicherer steht der Teil der Prämie zu, der der bis zum Wirksamwer- 
den der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 
8.3 Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verlet- 
zung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht an- 
gezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte. 
8.4 Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den Ver- 
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu anderen Be- 
dingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlan- 

gen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der Versiche- 
rungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen 
Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung die Prämie um mehr als 10 Prozent 
oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeig- 
ten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb ei- 
nes Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers fristlos kündigen. 
8.5 Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 3.2 bis 3.4 zustehenden Rechte 
innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände 
anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Um- 
stände zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Mo- 
natsfrist nicht verstrichen ist. 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 3.2 bis 3.4 nur zu, wenn 
er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf 
die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 3.2 bis 3.4 genannten Rechte 
nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Un- 
richtigkeit der Anzeige kannte. 
8.6 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung an- 
zufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht dem Versicherer 
der Teil der Prämie zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser- 
klärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 

Gefahrerhöhung 
8.7 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung 
des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände so verän- 
dert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung 
des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers 
wahrscheinlicher wären. Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber 
nicht nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach 
dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. 
Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 8.7 liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur 
unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert gelten 
soll. 
8.8 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer 
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vorneh- 
men oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 
Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zu- 
stimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestat- 
tet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen. Eine Gefah- 
rerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von sei- 
nem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer unver- 
züglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 
8.9 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Ziffer 8.8, 
kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versicherungs- 
nehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Be- 
ruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Der Versi- 
cherer kann nicht kündigen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
er die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 
8.10. Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefah- 
rerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prämie 
verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr ausschließen. Erhöht 
sich in diesem Fall der Prämie um mehr als 10 Prozent oder schließt der Ver- 
sicherer die Absicherung der höheren Gefahr aus, so kann der Versicherungs- 
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der 
Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuwei- 
sen. 
8.11 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung 
nach Ziffer 8.9 oder 8.10 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats 
ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder 
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestan- 
den hat. 
8.12 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Ver- 
sicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Pflichten nach Ziffer 8.8 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungs- 
nehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschul- 
dens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 
8.13 Bei einer Gefahrerhöhung nach Ziffer 8.8 Abs. 2 u.3 ist der Versicherer 
bei vorsätzlicher Verletzung der Pflichten des Versicherungsnehmers nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat 



 

 

nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zuge- 
gangen sein müssen. Verletzt der Versicherungsnehmer seine Pflichten grob 
fahrlässig, so gelten Ziffer 8.12 Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungs- 
pflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu 
dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt bekannt war. 
8.14 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt ferner bestehen, 
8.14.1 soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung 
nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der 
Leistungspflicht war oder 
8.14.2 wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt 
war. 

 

9. Versicherungswert, Unterversicherung, Aufwendungen 
9.1 Die Versicherung darf zu keiner Bereicherung führen. Im Rahmen der ver- 
einbarten Versicherungssumme gilt als der Versicherungswert der Wieder- 
beschaffungswert(Neuwert). Bei Zerstörung/Verlust wird der Neuwert er- 
setzt, bei Beschädigung die Reparaturkosten bis zur Höhe des Neuwertes. Ein 
persönlicher Liebhaberwert (Affektionswert) wird nicht berücksichtigt. 
9.2 Liegt der sich aus Alter, Abnutzung und Gebrauch ergebende Zeitwert un- 
ter 60 % des Wiederbeschaffungswertes (Neuwert), wird nur der Zeitwert er- 
stattet. Der Zeitwert ergibt sich aus dem Wiederbeschaffungswert (Neuwert) 
des versicherten Gegenstandes, abzüglich eines dem Zustand des versicher- 
ten Gegenstandes (Alter, Abnutzung, Gebrauch usw.) entsprechenden Betra- 
ges. 
9.3 Ist die Versicherungssumme bei Eintritt des Versicherungsfalls erheblich 
niedriger als der Versicherungswert (Unterversicherung), so wird nur derje- 
nige Teil des Schadens ersetzt, der sich zum ganzen Schaden verhält wie die 
Versicherungssumme zum Versicherungswert. 
9.4 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im Scha- 
denfalle zur Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten halten 
durfte, hat der Versicherer zu ersetzen. Der Ersatz der Aufwendungen und 
die Entschädigung dürfen zusammen die Versicherungssumme nicht über- 
steigen, soweit die Aufwendungen nicht auf ausdrückliche Veranlassung des 
Versicherers erfolgt sind. Bei einer Unterversicherung sind die Aufwendun- 
gen nur in demselben Verhältnis zu ersetzen wie der Schaden. 

 

10. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 
10.1 Der Versicherungsnehmer hat alle gesetzlichen, behördlichen oder ver- 
einbarten Sicherheitsvorschriften zu beachten, insbesondere dafür Sorge zu 
tragen, dass die versicherten Instrumente der Empfindlichkeit entsprechend 
sorgfältig behandelt und aufbewahrt werden. Soweit die Instrumente sich 
nicht im Gebrauch befinden, sind sie möglichst in ihren dafür bestimmten 
Behältern zu verwahren. 
10.2 Bei Beförderung und Versand innerhalb und außerhalb des Wohnsitzes 
ist dafür Sorge zu tragen, dass der versicherte Gegenstand in verschlossenen, 
zum Transport solcher Instrumente bestimmten Behältnissen verpackt zur 
Beförderung oder Absendung kommt. 
10.3 Bei Versand durch die Post können Gegenstände bis zu dem im Versi- 
cherungsvertrag vereinbarten Wert als gewöhnliches Paket aufgeliefert wer- 
den, während solche von höherem Wert mit dem im Versicherungsvertrag 
vereinbarten Höchstbetrag in Euro oder Gegenwert in Fremdwährung zu de- 
klarieren sind. 
10.4 Bei Versand mit der Eisenbahn hat die Auslieferung als Expressgut zu 
erfolgen. 
10.5 Bei Versand mittels Flugzeug sind die postalischen Vorschriften bzw. die 
Beförderungsbedingungen der betreffenden Luftverkehrsgesellschaft zu be- 
folgen. 
10.6 Bei Beförderung durch Kraftwagen ist das versicherte Instrument derart 
zu verstauen, zu befestigen und zu bedecken, dass es nicht ohne Schwierig- 
keiten abhandenkommen, entwendet oder beschädigt bzw. zerstört werden 
sowie nicht durch Herumschleudern, Herunterfallen, Witterungseinwirkun- 
gen (Nässe und/oder Hitze usw.) oder fallende andere Gegenstände Schaden 
erleiden kann. 
10.7 Die Beförderung durch einen Boten, ein öffentliches Beförderungsun- 
ternehmen oder durch besonders vertrauenswürdige Personen hat nach 
Möglichkeit ohne jegliche Unterbrechung und auf dem kürzesten Wege zu 
geschehen. 
10.8 Der Versicherer ist unverzüglich darüber zu informieren, wenn der ver- 
sicherte Gegenstand mehr als einen Monat an Dritte übergeben wird. Unter- 
lässt der Versicherungsnehmer diese Meldung, kann hierin eine Gefahrerhö- 
hung nach Ziffer 8.7 mit den in den Ziffern 8.8 bis 8.14 festgelegten verbun- 
denen Rechtsfolgen (z. B. Kündigung durch den Versicherer, Leistungsfrei- 
heit) vorliegen. 

 

11. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls 

11.1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, jeden Schadenfall unverzüg- 
lich dem Versicherer anzuzeigen und dessen Anordnungen Folge zu leisten. 
11.2 Die Versicherung selbst begründet keinen Beweis für das Vorhandensein 
und den Wert der versicherten Sache zur Zeit des Versicherungsfalls; die Ver- 
sicherungssumme bildet lediglich die Grenze der Ersatzpflicht des Versiche- 
rers. Der Versicherungsnehmer hat daher den Beweis zu führen, dass die Um- 
stände eingetreten sind, welche die Ersatzpflicht bedingen, und dass die Ge- 
genstände, für welche er Entschädigung beansprucht, den versicherten Wert 
vor dem Schadenfall hatten, soweit nicht bei Antrag-stellung hierüber Nach- 
weise vorgelegt und diese von dem Versicherer ausdrücklich anerkannt wur- 
den. 
11.3 Bei Diebstahl, Abhandenkommen, Raub, räuberischer Erpressung und 
Brandschaden hat der Versicherungsnehmer Anzeige bei der zuständigen Po- 
lizeidienststelle und bei Bahn-, Schiffs- oder Flugreisen dem zuständigen Be- 
förderungsunternehmen zu erstatten. 
11.4 Der Versicherungsnehmer hat für die Rettung des versicherten Gegen- 
standes aus einer drohenden oder entstandenen Gefahr bzw. bei Diebstahl 
oder Abhandenkommen für Wiedererlangung des versicherten Gegenstan- 
des zu sorgen. Wenn ein Dritter für den Schaden verantwortlich gemacht 
werden kann, so hat der Versicherungsnehmer den Rückgriff gegen diesen 
sicherzustellen unter Beachtung der für die Beförderungsunternehmen gel- 
tenden Vorschriften. 
11.5 Auf Verlangen des Versicherers hat der Versicherungsnehmer nach Zah- 
lung der Entschädigung etwaige Regressansprüche gegen Dritte schriftlich 
abzutreten und die Belege und Beweismittel ohne Verzug, gegebenenfalls ge- 
gen Erstattung der Kosten zur Verfügung zu stellen. 
11.6 Der Versicherer verzichtet auf die Einrede, dass der Versicherungsneh- 
mer die Einschränkung der Haftung der Beförderungsunternehmen oder der- 
gleichen ausdrücklich oder stillschweigend anerkannt und dadurch seine An- 
sprüche gegen den Versicherer ganz oder teilweise verwirkt habe. 
11.7 Wenn der Versicherungsnehmer sich bei den Verhandlungen über Er- 
mittlung der Entschädigung einer arglistigen Täuschung schuldig macht, so 
ist der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber von jeder Leis- 
tungspflicht aus diesem Versicherungsfall frei. 
11.8 Zahlt der Versicherer eine Entschädigung wegen Totalschaden des ver- 
sicherten Instrumentes, so verfällt dieses dem Versicherer unbeschadet des 
Übergangs möglicher Ersatzansprüche gegen Dritte auf den Versicherer. 
Wird ein gestohlener oder abhanden gekommener Gegenstand, für den der 
Versicherer Schadenersatz geleistet und das Eigentumsrecht erworben hat, 
wieder zur Stelle und freien Verfügung des Versicherers gebracht, so kann er 
vom Versicherungsnehmer binnen einer vom Tage der Wiedererlangung ge- 
rechneten Frist von einem Monat durch Rückvergütung des bezahlten Betra- 
ges zurückerworben werden. In einem solchen Falle übernimmt der Versi- 
cherer jedoch keinerlei Gewähr bezüglich des Zustandes, der Verwahrung 
und der Beförderung des Instrumentes und die Zurückerwerbung ist unwi- 
derruflich. 
11.9 Sofern der Versicherungsnehmer – auch nach erfolgter Schadenzahlung 
– irgendwelche Nachrichten über den Verbleib der gestohlen oder abhanden 
g2kommenen Gegenstände erhält, ist er verpflichtet, dem Versicherer und 
der zuständigen Polizeidienst-stelle hiervon sofort Kenntnis zu geben und al- 
les zu tun, was zur Wiedererlangung und Sicherstellung des Gegenstandes 
notwendig ist. 

 

12. Verletzung der Obliegenheiten 
12.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Ver- 
trag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Ver- 
sicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegen- 
heitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung 
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 
12.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, verliert 
der Versicherungsnehmer den Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger 
Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre- 
chenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall des 
Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versiche- 
rungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraus- 
setzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. Weist der Ver- 
sicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit (z.B. Papierform, E-Mail, 
Fax) nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz beste- 
hen. 
12.3 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungs- 
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Ein- 
tritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung 
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. 



 

 

Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig ver- 
letzt hat. 
Die Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versicherer ein ihm 
nach Ziffer 12.1 zustehendes Kündigungsrecht ausübt. 
12.4 Wurden bestimmte abhanden gekommene Sachen der zuständigen Po- 
lizeidienststelle nicht angezeigt, so kann die Entschädigung nur für diese Sa- 
chen verweigert werden. 

 

13. Ermittlung der Ersatzleistung des Versicherers 
13.1 Bei eingetretenem Schaden ersetzt der Versicherer bei Totalverlust den 
Versicherungswert und im Falle einer reparaturfähigen Beschädigung, soweit 
der Versicherer keine erstrangige Spezialreparatur bestimmt, die Reparatur- 
kosten und etwaige Versandkosten nach Vorlage der Originalrechnung oder 
beglaubigter Abschrift, vorausgesetzt, dass vorher ein Kostenvoranschlag 
eingereicht und die Höhe der Reparaturkosten von dem Versicherer aner- 
kannt wurden. Sollte eine Reparatur technisch unmöglich oder unwirtschaft- 
lich sein, wird der Versicherungswert ersetzt. Als unwirtschaftlich gilt eine 
Reparatur, wenn die zu erwartenden Reparaturkosten mehr als 100% des 
Versicherungswertes betragen. 
13.2 Für die Kosten von Verbesserungen, Veränderungen oder Gesamtauffri- 
schungen des versicherten Gegenstandes sowie für Vermögensnachteile 
durch Benutzungsausfall kommt der Versicherer nicht auf. 
13.3 Bei Schadenfällen, die sich außerhalb Europas ereignen, soll möglichst 
die Wiederherstellung des versicherten Gegenstandes in dem Lande erfol- 
gen, in dem sich der Schaden ereignet hat, vorbehaltlich der Beachtung devi- 
senrechtlicher Vorschriften. Besteht der Versicherungsnehmer darauf, dass 
der Gegenstand an den Hersteller oder an eine Reparaturstelle in einem der 
Länder Europas überführt wird, so trägt der Versicherer die dadurch entste- 
henden Transportkosten nur, wenn er vorher seine Genehmigung erteilt hat. 
Die weitere Bearbeitung des Versicherungsfalls tritt nach dem Zeitpunkt ein 
zu dem der betreffende Gegenstand an den Hersteller abgeliefert worden ist. 
In solchen Fällen ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, die mit der Repa- 
ratur beauftragte Stelle zu veranlassen, dem Versicherer zunächst einen ge- 
nauen Bericht über den festgesetzten Schaden und einen Kostenvoranschlag 
für dessen Behebung einzureichen. 

 

14. Fälligkeit der Geldleistung 
14.1. Die Entschädigung wird spätestens zwei Wochen nach endgültiger Fest- 
stellung des Versicherungsfalles und des Umfangs der Leistung durch den 
Versicherer fällig, jedoch kann einen Monat nach Anzeige des Schadens als 
Abschlagszahlung der Betrag verlangt werden, der nach Lage der Sache min- 
destens zu zahlen ist. 
14.2 Die vom Versicherer zu zahlende Entschädigung ist nach Ablauf eines 
Monats seit der Anzeige des Versicherungsfalles für das Jahr mit vier Prozent 
zu verzinsen, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zinsen 
verlangt werden können. 
14.3 Die Entstehung des Anspruchs auf Abschlagzahlung und der Beginn der 
Verzinsung verschieben sich um den Zeitraum, um den die Feststellung der 
Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde oder der Höhe nach durch Ver- 
schulden des Versicherungsnehmers verzögert wurde. 
14.4 Der Versicherer ist berechtigt, die Zahlung aufzuschieben: 
14.4.1 wenn Zweifel über die Berechtigung des Versicherungsnehmers zum 
Zahlungsempfang bestehen, bis zur Beibringung des erforderlichen Nachwei- 
ses; 
14.4.2 wenn eine polizeiliche oder strafrechtliche Untersuchung aus Anlass 
des Schadens gegen den Versicherungsnehmer eingeleitet ist, bis zum Ab- 
schluss dieser Untersuchung. 
14.5 Die Rechte aus dieser Versicherung können ohne ausdrückliche Zustim- 
mung des Versicherers seitens des Versicherungsnehmers weder übertragen 
noch verpfändet werden. Das Abtretungsverbot nach Satz 1 gilt nicht für ab 
dem 1. Oktober 2021 abgeschlossene Verträge; gesetzliche Abtretungsver- 
bote bleiben unberührt. 
14.6 Kann im Versicherungsfall eine Entschädigung aus einem anderen Ver- 
sicherungsvertrag beansprucht werden, geht der anderweitige Vertrag die- 
sem vor. Wird der Versicherungsfall zuerst uns gemeldet, treten wir in Vor- 
leistung und werden uns zwecks Kostenteilung direkt an den anderen Versi- 
cherer wenden. 

 

15. Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt das versicherte Interesse für einen Teil der versicherten Gegenstände 
weg, so hat der Versicherungsnehmer dies sofort dem Versicherer in Text- 
form anzuzeigen. In diesem Fall steht dem Versicherer die Prämie zu, die er 
hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis zum Zeitpunkt der 
Kenntniserlangung beantragt worden wäre. Dasselbe gilt, wenn das versi- 
cherte Interesse weggefallen ist, weil der Versicherungsfall eingetreten ist. 

 

16. Veräußerung der versicherten Sache 

16.1 Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, so tritt 
zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs an dessen Stelle der Erwerber in die 
während der Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich 
ergebenden Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein. 
Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die auf die zur Zeit 
des Eintrittes des Erwerbers laufende Versicherungsperiode entfällt, als Ge- 
samtschuldner. 
16.2 Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich gelten 
lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt. 
Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungsverhältnis un- 
ter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schriftform zu kündigen. Dieses 
Kündigungsrecht kann nur innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Ver- 
äußerung ausgeübt werden. 
Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit sofortiger Wir- 
kung oder zum Ende der laufenden Versicherungsperiode in Schriftform zu 
kündigen. Dieses Kündigungsrecht kann nur innerhalb eines Monats seit Ei- 
gentumsübergang oder – soweit zu diesem Zeitpunkt keine Kenntnis über das 
Bestehen einer Versicherung bestand – seit Kenntniserlangung über die Ver- 
sicherung ausgeübt werden. 
Im Falle der Kündigung haftet der Veräußerer allein für die Zahlung der Prä- 
mie. 
16.3 Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Erwerber 
unverzüglich in Schriftform anzuzeigen. Ist die Anzeige unterblieben, so ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige hätte 
zugehen müssen, und der Versicherer nachweist, dass er den mit dem Ver- 
äußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. Der 
Versicherer wird nicht leistungsfrei, wenn diese Rechtsfolge außer Verhältnis 
zur Schwere des Verstoßes steht. 
Abweichend davon ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, wenn ihm die 
Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte 
zugehen müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles 
die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war und er nicht ge- 
kündigt hat. 

17. Anzeigen und Willenserklärungen 
Anzeigen und Willenserklärungen bedürfen der Textform. 

 

18. Gerichtsstand 
18.1 Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versicherungs- 
nehmer ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem der Versicherungsneh- 
mer seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnli- 
chen Aufenthalt hat. 
18.2 Klagen gegen den Versicherer können bei dem Gericht am Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt des Versicherungsnehmers oder bei dem Ge- 
richt am Sitz des Versicherers anhängig gemacht werden. 
18.3 Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt in einen Staat, der nicht Mitgliedstaat der Eu- 
ropäischen Union oder Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi- 
schen Wirtschaftsraum ist oder in die Schweiz oder ist sein Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, ist 
das Gericht am Sitz des Versicherers zuständig. 

19. Anzuwendendes Recht 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

Stand 29.11.2021 


